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Ein anonymer Brief, der in der ersten Augustwoche per E-Mail unter JournalistInnen und sozialen Organisationen kursierte,
wirft der nationalen Presse Selbstzensur und Verschleierung von Information über Korruptionsfälle in der aktuellen Regierung
vor. Die offensichtlich aus JournalistInnenkreisen stammenden BeschwerdeführerInnen drücken eine wachsende Besorgnis
hinsichtlich der Beobachtung aus, dass die Medien parteiisch agierten und ihre Recherchen auf Korruptionsfälle der vorherge-
henden Regierung und sozialen Organisationen konzentrierten derweil sie die aktuelle Staatsführung von ihrer Kritik verschon-
ten. Die Studie „Die Demokratie in Lateinamerika“ vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (PNUD) (siehe ¡Fijáte!
310) bestätigt laut dem Autor des vorliegenden Artikels, Matthew Creelman, in gewisser Weise diesen Verdacht, indem sie darauf
hinweist, dass „der grosse Einfluss der Medien eine Restriktion für den Demokratie-Prozess gewesen ist“. Erschienen ist der
nachfolgende Artikel in Inforpress Centroamericana.

Die Medien in der (Selbst-)Kritik

Ein neuer Journalismus?
Seit der Wahlkampagne im Jahr 2003 hat sich der E-Mail-

Verkehr zu einem wichtigen Mittel der Meinungs- und Informati-
onsweitergabe über Themen von öffentlichem Interesse entwik-
kelt. Auch wenn die Anonymität der Informationsquellen deren
Nützlichkeit für die journalistische Arbeit in Zweifel zieht, bezie-
hen sich durchaus inzwischen einige nationale Medien in ihren
Artikeln auf diese anonym „gefilterten“ Quellen. Insbesondere
beruht die Rubrik „El Peladero“ in der Tageszeitung elPeriódico
vornehmlich auf Tratsch und nicht bestätigten Informationen.
In dem Anfang August per E-Mail verschickten anonymen Brief
wird nicht nur auf mutmassliche Komplizenschaft zwischen Be-
sitzenden und DirektorInnen der grössten Massenmedien und
FunktionärInnen der amtierenden Regierung hingewiesen, son-
dern es werden auch konkrete Korruptionsfälle mit einigen die-
ser AmtsinhaberInnen in Verbindung gebracht.

Ausschnitte aus dem anonymen Brief:

„Verehrte Freunde, wir haben uns dazu entschieden, euch
darüber zu informieren, was innerhalb der schriftlichen, TV- und
Radio-Medien vor sich geht. Als ReporterInnen sind wir dafür
zuständig, verschiedene Quellen abzudecken, in denen wir täg-
lich die Nachrichten vorfinden, die wir versuchen, der allgemei-
nen Bevölkerung zukommen zu lassen.

Doch es gibt JournalistInnen unter uns, die damit konfron-
tiert sind, dass ihre Recherchen und Berichte von den Redakti-
onsleitungen unserer Presseorgane verändert oder ignoriert wer-
den, vor allem, wenn es sich um die Aufdeckung von Korrupti-
onsfällen geht, in die amtierende Regierungsleute involviert sind.
Wir, das sind JournalistInnen der Tageszeitungen Siglo XXI,
Prensa Libre, Diario, La Hora, Nuestro Diario, Al Día, elPe-
riódico, den TV-Sendern Guatevisión, Telediario, Notisiete, La
Sonora sowie den Radiosendern Emisoras Unidas und Radio
Punto.

Mit diesem Schreiben erheben wir Anzeige:
Erstens: Tagtäglich wird unsere professionelle, akademi-

sche und physische Integrität durch folgende Faktoren bedroht:
Als JournalistInnen sind wir in den letzten zehn Monaten Zeu-
gInnen davon geworden, wie ökonomische Interessen die Wahr-
heit verdecken, wie diese Interessen unsere Kommunikations-
medien kaputt machen und wie sie sich einmischen, um zu ver-

hindern, dass die GuatemaltekInnen die ganze Wahrheit er-
fahren. Anfangs glaubten wir, dass es sich um einen Effekt
der Wahlen handelt, der sich wieder legt, sobald die neue
Regierung Fuss gefasst hat. Aber in den letzten sieben Mo-
naten haben wir gesehen, dass dieses Phänomen inzwischen
unvorstellbare, von einem Ende weit entfernte Ausmasse
angenommen hat.

Die Beschneidung der Wahrheit geschieht jeden Tag
aufs Neue in unseren Arbeitsstätten. Die Besitzenden der
Medien nehmen durch die Redaktionsleitung parteiische Po-
sitionen zu Gunsten der aktuellen Regierung ein. Alle Nach-
richten gelangen am Ende des Tages in die Redaktionsbüros
und werden haargenau überprüft. Und die Artikel, in denen
von  irgendeinem Regierungsmitglied in negativer Form die
Rede ist, werden gekürzt oder gleich archiviert. Als Reporter-
Innen glauben wir, dass die GuatemaltekInnen das Recht
darauf haben, die Wahrheit über die täglichen Vorkommnis-
se zu erfahren und dass es nicht das Recht der Eigentümer
der Medien ist, uns diese Freiheit zu nehmen. Wir glauben,
dass jedeR, der/die gegen das Gesetz verstösst, ein Verbre-
chen begeht oder direkt oder indirekt in Korruptionsfälle ver-
wickelt ist, angezeigt werden muss.

Wir sind zudem der Auffassung, dass die Presse stets
aufmerksam diejenigen Aktionen verfolgen muss, die die
Bevölkerung generell begünstigen oder benachteiligen. Wir
als KommunikatorInnen dürfen nicht für oder gegen einen
bestimmten Sektor Partei ergreifen. Einige PressekollegIn-
nen sind vom Honig der wirtschaftlichen Macht verführt
worden und haben sich darauf eingelassen, sich in Unterta-
nInnen und RegierungsfunktionärInnen zu verwandeln, um
die Wahrheit zu verdecken.

Zweitens: Wir haben eine Informationskampagne bei
den verschiedenen Instanzen auf Regierungs-, Nichtregie-
rungs- und internationaler Ebene begonnen, um auf unsere
Arbeitssituation aufmerksam zu machen. Wir haben uns zur
öffentlichen Bekanntgabe entschlossen, da wir der Meinung
sind, dass es Pflicht des Nationalen Rechnungsprüfungs-
hofs, der Staatsanwaltschaft und des Innenministeriums ist,
zu verifizieren, dass solche Vorkommnisse wie die genann-
ten und der Bevölkerung bekannten, sich nicht wiederholen.

Entsprechend fordern wir den Menschenrechtsproku-
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rator auf, eine Ermittlung innerhalb der
Medienbetriebe zu starten, um unser
Recht, die Wahrheit zu verteidigen, zu
garantieren. Ebenso fordern wir die UN-
Mission für Guatemala (MINUGUA) dazu
auf, ihre Delegierten zu den verschiede-
nen Presseorganen zu schicken, um un-
sere hier vorgebrachten Anklagen zu über-
prüfen. (...)

(Es folgen Beschwerden über den
Verkehr von Einflüssen und Korruption
in der vorherigen, aber besonders in der
aktuellen Regierungsverwaltung)

Guatemala, 02. August 2004”
 
Inforpress hat versucht, die Identi-

tät der AutorInnen dieser Nachricht her-
auszufinden, doch die befragten Journa-
listInnen konnten oder wollten keine An-
gaben über die Urheberschaft machen.
Trotzdem bestätigten sie drei der Aspek-
te der dargelegten Situation.

In erster Linie behindern die Arbeits-
bedingungen in den Redaktionen der mei-
sten Medienunternehmen tatsächlich die
Ausübung des Rechts auf Meinungsfrei-
heit. In zwei der drei Tageszeitungen gibt
es keine Gewerkschaften und unter den
JournalistInnen kursiert gar die Warnung,
dieses Thema besser gar nicht anzu-
schneiden. Es ist die Rede davon, dass es
weder festgelegte noch begrenzte Arbeits-
zeiten gibt.

Auch bestätigten einige der befrag-
ten JournalistInnen, die ihre Identität nicht
preisgeben wollten, dass die DirektorIn-
nen der Presseorgane sorgfältig die Re-
cherche-Agenden und Mitteilungen über-
wachten und Themen wie Korruption in
der derzeitigen Regierung, Privilegkondi-
tionen für grosse Firmen des Landes oder
jegliche kritische Äusserung über die
Medien selbst, änderten oder ablehnten.

Schliesslich kamen die Konsultier-
ten zu dem Schluss, dass das Fehlen und
der Ausschluss dieser Themen auf die po-
litischen Verpflichtungen ihrer DirektorIn-
nen und der Medienbesitzenden zurück-
zuführen sei.

Ignorierte Klagen
Da der üblicherweise praktizierte

Journalismus immer mal wieder Rückgriff
auf unbestätigte Informationen tägigt und
oft Behauptungen aufstellt werden, ohne
die Position der entsprechenden Person
einzuholen, sollen die in dem Brief aufge-
führten Fälle nicht ins Detail verfolgt wer-
den, solange sie nicht bestätigt sind. Ent-
sprechend beschränken wir uns hier auf
die grobe Wiedergabe einiger Anschuldi-
gungen.

- Der Wechsel des Innenministers
stünde in Verbindung mit einem unlaute-
ren Geschäft mit 80 Streifenwagen;

- Der Kauf von Medikamenten sei-
tens des Gesundheitsministeriums sei
zugunsten von Unternehmen getätigt

worden, in denen ministeriale Funktionä-
rInnen Teilhabende seien;

- Mittels des Landfonds FONTIER-
RAS sei eine überbewertete Finca ver-
kauft worden, die Eigentum des Innenmi-
nisterium war, und andere anormale Geld-
zahlungen seien vom Fonds getätigt wor-
den;

- Die Vorwürfe der Korruption beträ-
fen auch Regierungsmitglieder der alten
Amtsführung, die unter der neuen weiter-
hin wichtige Posten innehätten;

- Es seien Schmiergelder geflossen,
um den Nachrichtenfluss zu beeinflussen,
zudem seien Arbeitsplätze in der Regie-
rung zu Gunsten befreundeter oder affi-
ner JournalistInnen vergeben worden;

- Zwischen einem Kooperativenver-
band und einer Ländlichen Entwicklungs-
bank hätten unerlaubte Finanzierungen
stattgefunden: Der Verband habe einen
Kredit beantragt und damit Aktien dersel-
ben Bank gekauft, inzwischen sei der Ge-
schäftsführer des Verbandes Präsident des
Bankenvorstandes.

„Dies sind nur einige der Informatio-
nen, die an die Presse gelangten. In man-
chen davon wurden die Ermittlungen auf-
genommen, konnten jedoch aufgrund der
Unternehmenspolitik nicht beendet wer-
den. All diese Anzeigen sind mit den da-
zugehörigen Beweisen an die zuständi-
gen Behörden weitergeleitet worden,
doch bis dato sind noch keine Untersu-
chungsschritte aufgenommen worden.“
So endet der Brief.

Ende der Flitterwochen?
Inforpress befragte einige Journali-

stInnen hinsichtlich ihrer jeweiligen Ar-
beitssituation. Ohne Ausnahme be-
schwerten sich alle über zwei Probleme:
Heilige Kühe und Verleumdungskampa-
gnen. Nie würde kritisch über Werbung
schaltende Unternehmen berichtet. Bei-
spielsweise gelangten die hohen Zwi-
schenhandelsgewinne von Supermärkten
nie an die Öffentlichkeit, um nicht das Ri-
siko einzugehen, die Werbeeinnahmen zu
verlieren.

Fälle der Steuerhinterziehung oder
Zollkorruption, die Produzenten und Im-
porteure von Hühnchen belangten, seien
ebenso wenig Thema für journalistische
Recherchen. Einer der angesprochenen
JournalistInnen stellte die Entscheidung
von elPeriódico in Frage, die an einer
Hand abzählbaren Anomalien in den Or-
ganisationen zu recherchieren, die zur Pla-
taforma Agraria gehörten, während des-
sen kein einziges Medium ernsthaft den
Anzeichen der Steuerhinterziehung in
Millionenhöhe nachgehe, die von gros-
sen Unternehmen und Kommunikations-
medien begangen würden.

In der Woche, nachdem der Brief in
Umlauf gebracht wurde, war dessen In-
halt Diskussionsthema unter den Journa-

listInnen, die die verschiedenen Quellen
abdecken. Doch niemand, weder Kolum-
nistInnen noch LeitartiklerInnen, traute
sich, das Thema direkt anzugehen.

Eine konsultierte Quelle schreibt ei-
nen Teil der regierungsfreundlichen Um-
gangsweisen der Presse den traditionel-
len „Flitterwochen“ von Medien und neu-
er Regierung in den ersten Monaten der
Amtsführung zu. Diese Wahrnehmung
wurde Anfang des laufenden Jahres ge-
stärkt durch die massive gerichtliche Ver-
folgung von FunktionärInnen der vorhe-
rigen Regierung und deren flächendek-
kenden Berichterstattung in allen Medi-
en. Monatelang belegten die schwerwie-
genden Vorwürfe gegen den Regierungs-
clan der Republikanischen Front Guate-
malas (FRG) die Schlagzeilen und lenkten
von dem völligen Fehlen jeglicher Be-
richterstattung über mögliche Korrupti-
onsvorfälle unter Oscar Berger ab.

Doch in den letzten Monaten drück-
ten sich die Risse in der labilen Allianz,
die Berger ins Präsidentschaftsamt geho-
ben hat, in einer stärkeren Öffnung der
Medien aus. Dennoch vermögen die po-
litischen Veränderungen die grundlegen-
den Strukturen in den Verlagshäusern
nicht zu beeinflussen. Diese Strukturen,
die dazu neigen, die Interessen ihrer Be-
sitzenden und den WerbekundInnen zu
begünstigen und sich in Wahlzeiten an
ihren KandidatInnen zu orientieren, bein-
halten gleichsam eine Perspektive, die
generell die wirtschaftliche Globalisierung,
die Freihandelsabkommen und die Wirt-
schaftsvorschläge des Privatsektors fa-
vorisiert.

Derweil sind die Verteilung des
Reichtums, die strukturellen Hintergrün-
de der Korruption und die Suche nach
Lösungen für die Agrarkrise Tabuthemen
in den meisten Massenmedien.

Die Macht der Presse
Das Entwicklungsprogramm der Ver-

einten Nationen (PNUD) hat in seiner
Demokratiestudie ein Kapitel dem Thema
der Kommunikationsmedien gewidmet.

„Mit Hilfe der Presse konzentrieren
die Unternehmenden noch mehr Macht
auf sich, sei es, weil sie ihre Eigentüme-
rInnen sind oder weil sie mittels der Steue-
rung von Werbung entsprechende Kon-
ditionen stellen. Diese Allianz ermöglicht
ihnen die Macht, die Diskussionsthemen
zu bestimmen und Einfluss auf das öffent-
liche Image von FunktionärInnen, politi-
schen Parteien und Institutionen zu
üben“, so der PNUD-Bericht.

Bemerkenswert am Verfahren der
Presse sind die Selektivität, mit der sie die
herrschende Korruption recherchiert –
nämlich als parteipolitisches Problem und
nicht als strukturelles – und die Populari-
sierung vom politischen Geschehen, was
vornehmlich in den „Klatsch- und
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Tratschspalten“ passiert.
Eine Analyse der entsprechenden

Kolumne „El Peladero“ (das Wort „pelar“
kann u.a. sowohl „lästern“ als auch

„(Hühnchen) rupfen“ heissen, die Red.)
in elPeriódico zeigt auf, dass es zwei gros-
se Leerstellen in den Gesellschaftskreisen
gibt, die normalerweise Zielscheibe für die

Sensationspresse sind: Mitglieder wich-
tiger Unternehmensfamilien und Direkto-
ren der Pressemedien werden selten Op-
fer der anonymen Gerüchteküche.

Guatemala, 16. Aug.  Der Anfang
Juni eingesetzte beratende Sicherheitsrat
(CAS), zusammengesetzt aus VertreterIn-
nen der Zivilgesellschaft (siehe ¡Fijáte!
313) hat zur Aufgabe, den Präsidenten in
sicherheitspolitischen Fragen zu unter-
stützen und eigene Vorschläge auszuar-
beiten, um gegen die herrschende Ge-
walt vorzugehen. Nach drei Monaten
muss aber eine triste Bilanz über die Tä-
tigkeit des CAS gezogen werden: Seine
Arbeit ist weitgehend unbekannt, der
Präsident hat seine BeraterInnen in heik-
len Situationen, z.B. als er den Innenmi-
nister auswechselte, nicht zu Rate gezo-
gen und überhaupt haben bisher erst
zwei Sitzungen des Rates mit dem Präsi-
denten stattgefunden.

„Eigentlich müssten wir in der Hier-
archie über den MinisterInnen stehen,
doch wir fühlen uns nicht in der Lage,
fundierte Vorschläge zur Sicherheitspo-
litik zu machen, da uns trotz Insistieren

die notwendigen Informationen nicht
zur Verfügung gestellt werden,“ kritisiert
das CAS-Mitglied Carmen Rosa de
León.

Erstaunt hat auch, dass am 26. Juli,
bei der Einsetzung der Elite-Truppen
(Polizei/Armee), niemand vom CAS ein-
geladen war, obwohl er bei der Begrüs-
sung genannt wurde. Mitglieder des
CAS beschwerten sich, dass es auch 14
Tage nach Einsetzung des neuen Innen-
ministers, Carlos Vielmann, nicht mög-
lich war, einen Termin mit diesem zu ver-
einbaren. „Der Regierung fehlt es an einer
Sicherheitsstrategie, es werden isolierte
Massnahmen getroffen, um das jeweils
Dringlichste anzugehen, aber darüber hin-
aus läuft nichts und das ist auch der
Grund, weshalb wir nicht hinzugezogen
werden,“ beklagte sich ein CAS-Mitglied,
das anonym bleiben wollte.

Derweil bezeichnet die Koordinato-
rin des CAS, Adela Torrebiarte, die Bezie-

Kritik an Bergers Sicherheitsrat
hung zum Präsidenten als „gut, weil er uns
schliesslich ausgewählt hat“. Weiter for-
derte sie von den KritikerInnen Verständ-
nis und etwas Geduld.

Auch Präsident Berger hat für seine
SicherheitsberaterInnen aus der Zivilge-
sellschaft nur lobende Worte: „Die Arbeit
des CAS ist sehr wertvoll und bald wer-
den wir ihn zu einer Sitzung einladen, um
unsere neue Sicherheitspläne vorstellen.“

Verschiedene soziale Organisationen
kritisierten den CAS für seine fehlende
Kritik an der Sicherheitspolitik von Ber-
ger und bezeichneten ihn als Dekoration.
„All diese Leute (Helen Mack, Sandra
Muralles oder Carmen Rosa de León) ha-
ben hervorragende Arbeit geleistet, als sie
noch ihre Organisationen vertraten. Jetzt,
wo sie für die Regierung arbeiten, sagen
sie nichts mehr“, so das vernichtende
Urteil von Orlando Blanco von der Koor-
dination der sozialen Organisationen
(COS).

Guatemala, 1. Sept. Tausende sind
am 13. August einem Aufruf des Men-
schenrechtsprokurators Sergio Morales
und der katholischen wie evangelischen
Kirchen gefolgt und haben sich unter
dem Namen Frente contra la Violencia
zu einer Demonstration gegen die Ge-
walt und in Solidarität mit den Opfern
zusammengefunden.

Bereits vor der Manifestation rie-
fen die Kirchen dazu auf, an den ersten
beiden Sonntagen im August Gottes-
dienste in Gedenken an die Gewaltopfer
abzuhalten und für ein Ende der Gewalt
zu beten. Erzbischof Rodolfo Quezada
Toruño erhielt die „Warnung“ sich bes-
ser nicht der Frente contra la Violencia
anzuschliessen, worauf er jedoch ent-
gegnete: „Sowohl die Bibel wie die Ver-
fassung rufen zum Schutz des Lebens
auf, weshalb soll ich mich also nicht da-
für einsetzen?“

Mit der Frente contra la Violencia
(FCV) will Morales ein breites Bündnis
(bereits über 400 soziale Organisationen
haben sich landesweit der FCV ange-
schlossen) sowie einen Ort der Reflexi-
on, Sensibilisierung, Bildung und Kon-
trolle in Sachen Sicherheit schaffen. In
verschiedenen Landesteilen haben sich
regionale Frentes gebildet, so z.B. in
Izabal, Sololá, Quetzaltenango, Quiché
und anderen Orten, wo am 13. August
ebenfalls Proteste gegen die Gewalt

Gemeinsam gegen die Gewalt
stattfanden.

„Bewegend“ lautete das allgemein
geteilte Attribut, mit dem die Demonstra-
tion vom 13. beschrieben wurde. Men-
schen aller sozialer Schichten nahmen
teil, die meisten von ihnen weiss geklei-
det, einige mit Transparenten auf denen
sie ein Ende der Gewalt forderten, ande-
re mit Schildern, auf denen die Fotos ih-
rer ermordeten Familienangehörigen
oder FreundInnen abgebildet waren.
Präsident Berger sah sich derweil ge-
zwungen, den Staatsangestellten frei zu
geben, damit sie an der Demonstration
mitmachen konnten. Er selber weilte an
diesem Tag in der Dominikanischen Re-
publik auf Staatsbesuch. An seiner Stel-
le versuchte Vizepräsident Eduardo Stein
an der Schlusskundgebung auf der Pla-
za de la Constitución das Mikrophon
an sich zu nehmen, wobei es zu einem
Disput zwischen Vizepräsident und
Menschenrechtsprokurator kam. Abge-
macht war nämlich, dass es bei der eher
schweigenden Demo keine Reden geben
solle, dass sich niemand mit dieser Akti-
on und mit dem Thema profilieren kön-
ne. Einzig zwei Kinder sprachen zum
Schluss zu den Demonstrierenden.

Gemäss Morales geht die Arbeit der
Frente weiter: „Die Demonstration war
ein Mittel, kein Ziel." Als nächste Akti-
vität will die FCV am 14. September dem
Präsidenten eine Liste mit Vorschlägen

für Massnahmen überreichen, wie die
Gewalt eingedämmt werden könnte.
Ebenfalls wurden vier Arbeitsgruppen
gebildet, in denen VertreterInnen der Zi-
vilgesellschaft zu verschiedenen The-
men im Bereich Sicherheit weiter arbei-
ten wollen.
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Retalhuleu, 1. Sept. Eine Woche
bevor der Zeitraum von 90 Tagen endete,
in dem die Regierung auf die Forderung
der BäuerInnen vom 8. Juni definitive Lö-
sungsvorschläge für die Landfrage prä-
sentieren sollte, wurde am 31. August die
Finca Nueva Linda im Munizip Champe-
rico, Retalhuleu von 1000 Spezialkräften
der Nationalen Zivilpolizei (FEP), unter
Gewalt- und Waffenanwendung geräumt.
Rund 1´500 Personen halten die Finca als
Druckmittel besetzt, um das Wiederauf-
tauchen ihres Kameraden, dem früheren
Administrator der Finca, Héctor Réne
Reyes, zu fordern, der seit genau einem
Jahr verschwunden ist.

Die geräumte Finca gehört dem spa-
nischen Grossgrundbesitzers Carlos Vi-
dal Fernández, der zusammen mit seinen
Sicherheitskräften von den BesetzerInnen
für das Verschwinden von Reyes verant-
wortlich gemacht wird. Noch vor einer
Woche erklärten die BäuerInnnen vor lau-
fenden Fernsehkameras ihre Bereitschaft,
die Finca friedlich zu räumen, wenn sie
dafür ihren Compañero wieder bekämen.

 Die genaue Zahl der Opfer der Ge-
waltaktion von Dienstag ist noch nicht
bestätigt, die Rede ist von 6 toten Bauern
und 3 toten Polizisten (bzw. von 5 toten
Bauern und 7 toten Polizisten) und zahl-
reichen Verletzten. Über 30 BäuerInnen
wurden verhafteten, von anderen ist ihr
momentaner Aufenthaltsort nicht be-
kannt. Eine Reihe von JournalistInnen
wurde von den Polizeikräften verprügelt,
welche durch die Wegnahme von Foto-
und Filmequipment jegliche Beweise ih-
res vandalistischen Übergriffs auf die Fin-
ca vernichten wollten. Pressemitglieder
bezeugten, dass die Bauern auf offenem
Feld erschossen wurden, einige Agenten
die Leichen mit Füssen getreten und „Vic-
toria“ (Sieg) gerufen hätten. Im Fall von
einem 17-jährigen Campesino wurde un-
terdessen bestätigt, dass er mit einem ge-
zielten Schuss in den Kopf exekutiert wur-
de, vier Leichen weisen Schüsse in die
Rücken auf und Spuren brutaler Schläge.
Weiter wurden Wohnhäuser und Vieh der
BäuerInnen in Brand gesetzt. Inzwischen
kursiert das Gerücht, dass weitere Leichen
in Klärgruben geworfen wurden. Die ent-
sprechenden Gruben wurden gefunden,
konnten jedoch bisher mangels einer Ex-
humierungsverfügung nicht untersucht
werden.

Der Vertreter des BäuerInnenkomi-
tees CNOC, Gilberto Atz, verwies darauf,
dass die BesetzerInnen lediglich Wider-
stand gegen die bewaffnete Gewalt der
Polizei geleistet hätten und auch der Kon-
gressabgeordnete Alfredo de León (Alli-
anz Neue Nation, ANN) bestätigte die
Anzeichen, dass die Arbeitenden sich le-

diglich mit Gegenständen von Haus und
Hof verteidigt hätten. Innenminister Car-
los Vielmann jedoch beschuldigte die
BäuerInnen, Mitglieder des organisierten
Verbrechens zu sein, während die Polizei,
ihrerseits nur mit Schlagstöcken bestückt,
die Räumung vorgenommen hätte. (Was
nicht stimmt, erschien doch in den Tages-
zeitungen Fotos von mit AK-47 bewaff-
neten PolizistInnen.) Vielmann wurde se-
kundiert von Präsident Bergers Version
des Geschehens, gemäss der die Regie-
rungsvertreterInnen versucht hätten, mit
den BäuerInnen in Dialog zu treten, doch
von diesen mit schussbereiten Waffen
empfangen worden wären, ein Zeichen
des fehlenden Willens zu einer Einigung
mit der Regierung. Danach hätten sie nur
ihre Pflicht getan und falls sie bewaffnet
gewesen seien, dann bloss zu ihrer Ver-
teidigung. Auch Militäreinheiten tauch-
ten am Ort des Geschehens auf, laut In-
nenminister Carlos Vielman „um das Ter-
rain zu sichern“.

Die BesetzerInnen von Nueva Lin-
da gehörten nicht zur organisierten Bäue-
rInnenbewegung sondern funktionierten
stattdessen wie eine „paramilitärische“
Struktur, so Berger, was ihn gemäss eige-
ner Worte von der Verpflichtung entband,
sich an den mit den BäuerInnenorganisa-
tionen abgemachten „Waffenstillstand“
(keine weiteren Besetzungen seitens der
Campesin@s, keine Räumungen seitens
der Regierung) zu halten.

Eminente Verachtung handelte sich
Friedensnobelpreisträgerin Rigoberta
Menchú durch ihren Kommentar gegen-
über nationaler und internationaler Pres-
se ein, in dem sie Vielmanns Anschuldi-
gung gegenüber den BäuerInnen unter-
stützte und mit der Position der Regie-
rung übereinstimmte, dass die Besetze-
rInnen „Delinquente“ seien und dass es
keinen Dialog gäbe, solange die Gemein-
demitglieder „nicht ihre Waffen abgeben“,
die diese mutmasslich besässen. BäuerIn-
nen, Indígenas und Ladin@s bewerteten
diese Haltung der „Heldin und Verteidi-
gerin der ethnischen Gemeinden und der
Armen“ indes als Anbiederung und poli-
tischen Seitenwechsel, zu dem sie sich
durch ihren Posten als Botschafterin des
guten Willens für die Umsetzung der Frie-
densverträge offenbar verpflichtet fühlt.

Das Vorgehen der Regierung wird
weitläufig verurteilt. So bekundeten eini-
ge Kongressparteien wie die Revolutio-
näre Einheit Guatemalas (URNG), die
Patriotische Partei (PP) und die ANN
sowie die ArbeiterInnengewerkschaft
(CGTG), das Erzbischöfliche Menschen-
rechtsbüro (ODHA), der Nationalrat der
Vertriebenen von Guatemala (CONDEG)
und die Gruppe gegenseitiger Hilfe

(GAM) den BesetzerInnen von Nueva
Linda ebenso ihre Solidarität wie die Bäue-
rInnenorganisationen. Rafael Chanchavac
vom CNOC nahm folgendermassen Stel-
lung: „Wir werden nicht akzeptieren, dass
die BäuerInnen wie VerbrecherInnen be-
handelt werden oder behauptet wird, dass
sie am Drogenhandel beteiligt seien.
Auch wenn sie nicht Mitglied unserer
Organisation sind, gebührt ihnen unsere
moralische Unterstützung.“ Gilberto Atz
(CNOC) bezeichnet die Räumung als
Bruch des Pakts zwischen BäuerInnen
und Regierung und eindeutiges Zeichen
für die bestehende Repression durch den
Staat, dessen Anführer, Präsident Berger,
allein die Interessen der Oligarchie ver-
trete. Die Gewalt vom 31. August erinnere
an die militärischen Massnahmen wäh-
rend des bewaffneten internen Konflikts.
In der Hauptstand fanden sich am 1. Sep-
tember rund 500 Personen spontan zu ei-
nem Demonstrationszug zusammen, um
dem „Tag der Trauer für den Campesin@-
Sektor“, wie der umgehend genannt wur-
de, zu gedenken.

In Übereinstimmung mit dem CNOC
hält Menschenrechtsprokurator Sergio
Morales das Innenministerium und den
Departementsgouverneur für die Verant-
wortlichen und wiederholte bei seiner
Anhörung vor dem Kongress, von dem
er genauso wie Innenminister Vielmann
zur Aufklärung des Geschehens zitiert
wurde, seine Feststellung der Tatsachen,
dass die BäuerInnen durch ihre Besetzung
der Finca kein Land, sondern lediglich
Justiz im Fall des verschwundenen René
Reyes gefordert hätten. Im Gegenzug von
dessen Auslieferung und der Verhaftung
des/r Verantwortlichen hätte die Beset-
zung beendet werden sollen. Die PDH hat
unterdessen eine Untersuchung der Ge-
schehnisse eingeleitet und will in minde-
stens einem Fall Anklage wegen ausser-
gesetzlicher Hinrichtung gegen Angehö-
rige der Polizei erheben. Der Kongress
verurteilte das Massaker an den beset-
zenden BäuerInnen einstimmig und legte
in seiner Sitzung vom Mittwoch, dem 1.
September, eine Gedenkminute für die
Opfer und deren Familien ein.

Auch wenn der Kongressabgeord-
nete des Departements von der Nationa-
len Einheit der Hoffnung (UNE), Raúl
Robles ebenfalls darauf verwies, dass es
sich bei der Besetzung nicht um eine Ak-
tion der Landforderung handelte, bewer-
tete CNOC-Leiter Daniel Pascual den Vor-
fall als Anzeichen für das potentielle Aus-
mass, das der Konflikt in der nächsten
Zeit annehmen könnte: In Guatemala gibt
es 900 Landkonflikte, 130 besetzte Fincas,
auf rund 50 von ihnen stehen Räumungs-
befehle aus.

Gewaltsame Räumung der Finca Nueva Linda, Retalhuleu
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Guatemala, 31. Aug. Am vergangenen
29. Juli einigten sich VertreterInnen der Pla-
taforma Agraria (PA), eine Vereinigung di-
verser BäuerInnenorganisationen, mit Vize-
präsident Eduardo Stein und Landwirt-
schaftsminister Álvaro Aguilar auf die Bil-
dung einer Kommission, deren Aufgabe die
Evaluation des Dekrets 475-2002 ist. Das
Dekret definiert die Bekämpfung der andau-
ernden Kaffeekrise als von „nationalem In-
teresse“ und „sozialer Dringlichkeit“. Ver-
treten in dieser Kommission sind der Land-
fonds (FONTIERRAS), die Universität
Rafael Landívar, das Generalsekretariat für
Wirtschaftsplanung (SEGEPLAN), das
Landwirtschaftsministerium und eben die
Plataforma Agraria. Eine der Aufgaben der
Kommission soll sein, die Differenzen zu
klären, die sich zwischen der PA und dem
Landwirtschaftsministerium in Bezug auf die
Verwaltung von Geldern ergaben, mit denen
betroffene BäuerInnen ein Stück Land pach-
ten und darauf für den Eigenanbau anpflan-
zen können.

Bis zur Einsetzung der Kommission
belief sich die Forderung der PA auf einen
Fonds über 104 Mio. Quetzales (ca. US-$
13 Mio.) für die BäuerInnen. Zeitgleich stell-
te die Regierung ihren „Nationalen Landwirt-
schaftsplan“ vor, der die Einrichtung eines
um einiges kleineren Fonds vorsieht als der
von Plataforma geforderte, der gemeinsam
von FONTIERRAS und dem Landwirt-
schaftsministerium verwaltet werden soll.
Daraus soll jede Bäuerin, jeder Bauer ein
Darlehen von 1000 Q, einen Subventions-
beitrag von 1300 Q und Werkzeuge oder Le-
bensmittel im Wert von 700 Q erhalten, total
also 3000 Q (ca. US-$ 375) pro Person. Ins-
gesamt sollen 45’000 Familien durch diesen
Plan begünstigt werden. Während sich Ver-
treterInnen der Plataforma erstaunt darüber
zeigten, dass die Regierung ihren Plan prä-
sentierte, bevor die Kommission die Ergeb-
nisse ihrer Evaluation vorgelegt hat, begrüsst
Daniel Pascual vom BäuerInnenkomitee
(CUC) die Initiative der Regierung als posi-
tiv, bezeichnet sie jedoch als eine gänzlich
ungenügende Lösung der Landproblematik.

Derweil die in der Plataforma Agraria
zusammengeschlossenen BäuerInnen ihren
Druck auf die Regierung mittels Demonstra-
tionen auf die Strasse tragen, schlossen sich
andere Organisationen wie die Nationale In-
dígena- und BäuerInnenkoordination (CO-
NIC) oder die Nationale Koordination von
BäuerInnen-Organisationen (CNOC) diesen
jüngsten Protesten nicht an – mit Ausnahme
des Nationalen Streiks vom 8. Juni, an dem
auch andere soziale Bewegungen teilnahmen.

Diese Distanzierung von CONIC und
CNOC gegenüber der Plataforma hat mit
inhaltlichen Differenzen zu tun, wie z.B. der
Forderung der PA nach dem 104 Mio.-
Fonds, die von den beiden anderen Organi-

sationen nicht geteilt wird.
Rigoberto Montero von der CONIC

spricht von unterschiedlichen Strategien.
Diejenige der Plataforma verfolge tendenzi-
ell eine Verbesserung der momentanen Situa-
tion, während die CONIC eher strukturelle
Veränderungen anstrebe, wie z.B. eine Land-
reform oder die Erarbeitung eines nationalen
Katastergesetzes. Ähnlich beschreibt es Car-
los Arriaga von der CNOC. Die Plataforma
setze sich für punktuelle Verbesserungen ein,
während die Organisationen, die er vertrete,
eine Politik verfolgten, die den Forderungen
der BäuerInnenbewegung entspreche und die
einen Landkampf und eine ländliche Entwick-
lung auf lange Sicht verfolge.

Ein Beispiel für die eher punktuelle
Arbeitsweise der Plataforma ist ihre Absicht,
gemeinsam mit der Landpastorale der Diöze-
se Quiché die beiden Fincas Estrella Polar
und La Perla zu kaufen, beide in umstritte-
nen Besitzverhältnissen. Verhandelt wird mit
den heutigen „Besitzern“, traditionellen
Grossgrundbesitzern, welche die Fincas im
Rahmen der Aufstandsbekämpfungsmass-
nahmen im Quiché „erworben“ haben. Kriti-
siert an diesem Vorgehen wird, dass allein
das Verhandeln mit den Finqueros diese als
rechtmässige Besitzer legitimierten und dass
die ganze blutige Geschichte der Region, in
welcher die Finqueros keine unwesentliche
Rolle spielten, sowie der langjährige Kampf
der Campesin@s um ihr Land unbeachtet
blieben.

Ursula Roldán von der PA wirft ihrer-
seits den beiden anderen Organisationen vor,
ihre Ziele via Verhandlungen mit dem Land-
fonds erreichen zu wollen, dabei habe sich
doch gezeigt, dass diese Institution nicht in
der Lage sei, kurzfristig irgendwelche Pro-

bleme zu lösen. Aktuell sei die Situation der-
massen dramatisch, dass erst einmal die drin-
gendsten Probleme angegangen werden müs-
sten. Diese unmittelbaren Probleme zu lö-
sen sei im Moment das Ziel der Plataforma,
doch verfolge auch sie eine längerfristige Po-
litik, die in ihrem Strategiepapier Abriendo
Brechas definiert sei, erklärt Roldán.

Auch wenn es verständlich ist, dass die
verschiedenen Organisationen ihre je eigenen
Strategien und Methoden entwickeln, um im
Kern das selbe Ziel zu verfolgen, stellt sich
die Frage, ob sie es sich leisten können, un-
abhängig voneinander zu arbeiten. Ebenso
scheint es, dass das Geld das seine zur Spal-
tung der BäuerInnenbewegung tut. Die Stra-
tegie der Regierung geht voll auf, einen Teil
der Bewegung zu Verhandlungen zu bewe-
gen (die in der Regel zu keinem Erfolg füh-
ren), diese somit zu spalten und zu schwä-
chen und anderseits das Image von „Demo-
kratie“ aufrechtzuerhalten.

 Sobald Geld im Spiel ist, tritt auch ein
gewisses Konkurrenzverhalten zwischen den
Organisationen zu Tage, wie z.B. die Aussa-
ge eines CONIC-Führers zeigt: „Wenn die
Regierung bereit ist, mit der Plataforma über
104 Mio. Quetzales zu verhandeln, können
wir den selben Anspruch geltend machen,
denn wie ist es möglich, dass nur die Forde-
rungen einer Gruppierung erfüllt werden?“

Doch sowohl Arriaga wie Roldán sind
sich der Gefahr bewusst, zum Spielball der
Regierung zu werden und sie sind sich einig
darin, dass es eine soziale Kraft braucht, die
gemeinsame Interessen vertritt. Speziell ge-
genüber der aktuellen Regierung, die sich
immer offener mit  den Interessen der Wirt-
schafts- und Oligarchiesektoren identifiziert,
denn mit den sozialen Sektoren.

Campesin@- Bewegung zwischen Erfolg und Spaltung

Guatemala, 30. Juli. Anlässlich der
Präsentation der „Politik der Geschlech-
tergerechtigkeit beim Landfonds“
kommt dieser, FONTIERRAS, zu dem
Schluss, dass es einer der grössten Feh-
ler der Vergangenheit war, die Rechte der
Frauen auf Landbesitz zu wenig berück-
sichtigt zu haben. Gemäss dem Ge-
schäftsführer von FONTIERRAS, Ma-
nuel de Jesús Godínez, wurden die neu-
en politischen Richtlinien unter breiter
Beteiligung von Frauen erarbeitet. Die
Vereinigung der Bäuerinnen, koordiniert
von Rosario Pu, ehemaliger Vorstands-
frau des CUC, führte auf mehr als sechs
Fincas Workshops mit Frauen durch und
erarbeitete eine Gender-Agenda für den
Landfonds.

Gemäss Statistiken aus dem Jahre
1999, Gründungsjahr des FONTIERRAS,
hatte Guatemala eine Bevölkerung von
11 Mio. Personen, davon waren 48.8%

Frauen und Landverteilung
Männer und 51.2% Frauen. Heute sieht
die Situation ähnlich aus: Von den Frau-
en leben 59% auf dem Land, 48% sind
Indígenas und insgesamt 20% aller
Haushalte werden von Frauen unterhal-
ten. Derweil werden 81% der Länderei-
en von nicht-indigenen Männern ver-
waltet, 13.6% von indigenen Männern
und nur 5.1% von Frauen.

Die „Politik der Geschlechterge-
rechtigkeit“ wurde bei ihrer Präsentati-
on weder dem Präsidenten noch dem
Landwirtschaftsminister, sondern der
Botschafterin des guten Willens, Rigo-
berta Menchú und der Präsidentengat-
tin, Wendy de Berger (verwandt mit der
Besitzerin der Finca Maria Lourdes, im
Departement Quetzaltenango, auf der
seit längerer Zeit ein Landstreit herrscht),
überreicht. Beide versprachen, sich für
die Rechte der Frauen beim Zugang zu
Land einzusetzen.



Seite 6 ¡Fijáte! No. 318

Guatemala, 2. Sept. Mindestens
350 Mio. Quetzales (ca. US-$ 44 Mio.)
werden wohl in den nächsten Monaten
dem Verteidigungsministerium zuge-
schoben, so der aktuelle Bericht über den
Militärhaushalt, vorgelegt von der Grup-
pe gegenseitiger Hilfe (GAM) und der
Vereinigung Observatorio Ciudadano.
Gemäss GAM-Leiter Mario Polanco wa-
ren von den 880 Mio. Quetzales, die dem
Ministerium für 2004 zugebilligten wa-
ren, Ende August gerade noch Q 50 Mio.
übrig. Während mit dem wahrscheinli-
chen Zuschuss der Verteidigungsetat in
diesem Jahr die Milliarden-Quetzales-
Grenze überschreiten wird, werden so-
ziale Programme wie die Unterstützung
des Kaffeesektors, die Ernährungssi-
cherung und der Wohnungsbau trotz der
prekären Situation im Lande um Millio-
nen gekürzt. Auch das Innenministeri-
um muss finanzielle Einbussen hinneh-
men, derweil anderen Abteilungen, die
mit der Militärinstitution in Verbindung
stehen, darunter die Staatssekretariate
für Verwaltungsangelegenheiten und
Sicherheit (SAAS), dem für strategische
Analysen (SAE) und die Präsidenten-
wache, die Haushalte erhöht wurden.

Edgar Pape vom Observatorio Ci-
udadano weist darauf hin, dass das Mi-
litär in den letzten acht Jahren mehr als 6
Milliarden Quetzales ausgegeben habe,
was gegen die Vorgabe der Friedensver-
träge verstösse. In diesen ist festgehal-
ten, dass das Militär jährlich nicht mehr
als 0.33 % des BIP zu beanspruchen
habe. Dabei habe vornehmlich das Prin-
zip des „Militärgeheimnisses“, festge-
halten im Verfassungsartikel 30, die Kor-
ruption in den Streitkräften und den da-
zugehörigen Institutionen stets begün-
stigt, so Pape. Bestes Beispiel dafür stellt
das Militärische Vorsorgeinstitut (IPM)

dar, das allein in 2004 Q 105 Mio. zusätz-
lich erhielt, um die Verluste zu kompen-
sieren, die auf die entsprechende Unter-
schlagung im Pensionsfond zurückzu-
führen waren.

Obwohl ein Gericht bereits per Ur-
teil dieses Staatsgeheimnis im Falle des
Verteidigungsministeriums aufgehoben
hat, da sich die Anzeichen häuften, dass
in den letzten Jahren der Etat dieses Res-
sorts nicht ordnungsgemäss gehand-
habt wurde, weigert sich Verteidigungs-
minister César Méndez Pinelo derweil
noch, die Akten zur Einsicht für die
Staatsanwaltschaft gegen die Korrupti-
on freizugeben. Dabei beruft er sich dar-
auf, erst einmal die Einschätzung der
Legalität dieses Urteils durch das Na-
tionale Generalprokurat  (PGN) abwar-
ten zu wollen. Vertreter des Zentrums zur
Verteidigung der Verfassung (CEDE-
CON) und drei VerfassungsrichterInnen
erklärten diese ministeriale Haltung je-
doch als gesetzeswidrig, die strafrecht-
lich verfolgt werden könne.

Nineth Montenegro von der Alli-
anz Neue Nation (ANN), die stets ein
Auge auf den Verteidigungshaushalt
hat, hatte Klage eingereicht, dass unter
anderem im institutionellen Rahmen des
im letzten Jahr  unter Ex-Präsident Al-
fonso Portillo aufgelösten Präsidentia-
len Generalstabs (EMP) zwischen 2001
und 2003 die Ausgaben von insgesamt
906 Mio. Quetzales legaler Basis ent-
behrten. Dies wurde bereits vom Natio-
nalen Rechnungshof (CGCN) bestätigt
und schliesslich von der Staatsanwalt-
schaft als Ermittlungsgrundlage akzep-
tiert. Die Gelder stammen aus Überwei-
sungsentscheiden, die Portillo mittels
Regierungsvereinbarungen autorisiert
hatte, mit denen er jedoch unter ande-
rem Bestimmungen in Bezug auf die

Verteidigungshaushalt im Wachstum und unter der Lupe
Staatsverschuldung und den Haushalt
des Innenministeriums verletzte.

Nur wenige Tage nach Aufnahme
der Untersuchungen meldete der Gene-
ralrechnungsprüfer Joaquín Flores Es-
paña, dass bereits eine Wirtschaftsprü-
ferin und weitere Kommissionsmitglie-
der, die für den Fall zuständig sind, Mord-
drohungen erhalten hätten. Angesichts
dieser Drohungen äusserte sich Men-
schenrechtsprokurator Sergio Morales:
„Mehr als früher beobachten wir heute
mit Misstrauen das Haushaltsmanage-
ment des Verteidigungsministeriums. Die
Art des Umgangs, wie jetzt die Drohak-
tion, hatte in der Vergangenheit den Er-
folg, dass die intern begangenen Ver-
brechen ungestraft blieben. Deswegen
fordern wir umso massiver die Transpa-
renz im Militär und die Sicherheit für die
Personen, die ihre Arbeit erledigen, wie
es die WirtschaftsprüferInnen tun.“

Als konkretes Beispiel passt fol-
gender Fall in das Bild der Millionenver-
luste: 2003 haben sich ersten Untersu-
chungsergebnissen zufolge einige Mili-
tärangehörige mittels Überweisungen
der Armee persönlich begünstigt. Zu
diesen gehört Enrique Ríos Sosa, Sohn
von Efraín Ríos Montt, der im Laufe des
Jahres 2003 für einige Monate General-
stabschef war, jedoch aus nicht expli-
zierten Gründen zurücktrat (siehe ¡Fijáte!
293). Dieser soll sich während acht Mo-
naten um nicht weniger als 3,4 Mio. Quet-
zales (US-$ 425´000) bereichert haben.
Auch Hauptmann Byron Lima Oliva,
derzeit in Haft und für schuldig erklärt
im Mordfall an Bischof Juan Gerardi, er-
scheint auf den Ermittlungsunterlagen
als Geld-Empfänger von Extra-Zulagen
von Seiten der Militärinstitution, die der
Rechnungsprüfungshof unter die Lupe
nimmt.

Brasilia, 26. Aug. Aussenminister
Jorge Briz Abularach verkündete auf dem
XXIII. Treffen der AussenministerInnen
der “Gruppe von Río“, zu der alle latein-
amerikanischen Länder ausser Kuba
gehören, die Entscheidung Guatemalas,
sich wieder in die G-20, die Gruppe der
Länder einzureihen, die sich gegen die
Subventionen stellt, die die USA und die
Europäische Union (EU) auf ihre land-
wirtschaftlichen Produkte gewähren. Die
G-20 gründete sich beim Gipfel der Welt-
handelsorganisation (WTO) im Septem-
ber 2003 im mexikanischen Cancún, doch
aufgrund massiven Drucks von Seiten
der USA und EU sahen sich, wie Guate-
mala, v. a. einige lateinamerikanische

Aussenpolitik: G-20 und UN-Sicherheitsrat
Länder zum Austritt gezwungen, da die
in Ausarbeitung und inzwischen zum Teil
zur Ratifizierung stehenden Freihandels-
abkommen in Gefahr waren. Derzeit sind
Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile,
Kuba, Mexiko, Paraguay, Venezuela,
China, die Philippinen, Indien, Indone-
sien, Pakistan, Thailand, Südafrika,
Ägypten, Nigeria, Tansania und Simbab-
we Mitglieder der G-20.

Gemeinsam nahmen die Aussenmi-
nister von Brasilien und Guatemala Stel-
lung zu zwei anderen Themen. Sie insi-
stierten auf der Notwendigkeit, das Sy-
stem der Vereinten Nationen (UNO) zu
reformieren und zu revitalisieren, um zu
ermöglichen, dass auch so genannten

Entwicklungsländer zu permanenten
Mitgliedern werden können, damit die-
se internationale Instanz mehr Repräsen-
tativität gewinne. Guatemala strebt bei-
spielsweise einen Sitz im UN-Sicherheits-
rat an.

Zudem initiierten Briz und sein bra-
silianischer Kollege Celso Amorim erste
Gespräche für Verhandlungen in Bezug
auf einen Freihandelsvertrag zwischen
dem südamerikanischen Handelsbünd-
nis MERCOSUR und Zentralamerika.
Briz äusserte dabei das Interesse Guate-
malas, vom Programm der Wettbewerbs-
subventionen von Importen begünstigt
zu werden, das von Brasilien entwickelt
wurde.
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